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£PU-Bundesvorstand: 

Steffen Heitmann einstimmig 
dominiert - Leitantrag zum 
Grundsatzprogramm beschlossen 
JT Bundesvorstand hat auf seiner Klausurta- 
Sß am 1./2. Oktober 1993 in Königswinter den 
'I,2»ellen Leitantrag zum neuen CDU-Grund- 

L 
t?programm beraten und verabschiedet. Es 

Q ndelt sich um das erste gesamtdeutsche 
v^ndsatzprogramm einer politischen Partei. 
?* diesem Leitantrag wurde die erste Diskus- 
d'0,,sphase abgeschlossen, die auf der Grundlage 
es Programmentwurfs der Grundsatzpro- 

pmm-Kommission, die Staatssekretär Rein- 
ed Gönner geleitet hat, in Partei und öffent- 
lchkeit geführt wurde. 

^s Programm trägt den Namen „Freiheit und Ver- 
tonung" und beschreibt in sechs Hauptkapiteln 
?e Grundlagen und Zukunftsperspektiven unserer 
JJ'itik. Es soll auf dem nächsten Parteitag, der vom 
5 bis 23. Februar 1994 in Hamburg stattfindet, 

Schlossen werden, 
deiner Pressekonferenz im Bonner Konrad-Ade- 
Jauer-Haus erklärte Generalsekretär Peter Hintze: 
'ch will nur zwei wichtige auch heftig diskutierte 

Endentscheidungen Ihnen heute schon einmal 
teilen: Die CDU entscheidet sich für eine 
^derne Fortentwicklung ihres Markenzeichens 
"S°ziale Marktwirtschaft" zu ökologischer und 
dialer Marktwirtschaft. Mit dem Begriff „Ökologi- 
]** und Soziale Marktwirtschaft" wollen wir zum 
Ausdruck bringen, daß wir stärker als bisher die 

(Fortsetzung Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Kräfte und Steuerungsmechanismen der 
Marktwirtschaft einsetzen wollen, um 
einen schonenden Umgang mit Natur 
und Umwelt zu erreichen. „Ökologische 
und Soziale Marktwirtschaft", dieses 
neue Markenzeichen der CDU, soll auch 
zum Ausdruck bringen, daß Ökonomie 
und Ökologie keine Gegensätze sein müs- 
sen. Eine Ökologische und Soziale 
Marktwirtschaft, wie dieser neue Begriff 
zumindestens nach dem jetzt beschlosse- 
nen Leitantrag heißt, ist die Antwort auf 
die wirtschaftlichen, sozialen und ökolo- 
gischen Herausforderungen unserer Zeit. 

Familienleistungsausgleich 

Eine zweite Grundsatz-Entscheidung ist 
die Fortentwicklung des Familienlasten- 
ausgleichs zu einem Familienleistungs- 
ausgleich. Die Kindererziehung soll stär- 
kere Anerkennung bei der Rentenleistung 
bekommen. Wir wollen also eine Fortent- 
wicklung unserer Alterssicherungssy- 
steme dahingehend, daß die Erziehungs- 
leistung stärker in die spätere Rentenlei- 
stung mit einfließt. Das heißt: Wer Kin- 
der erzieht und damit einen wichtigen 
Beitrag zur Zukunftssicherung leistet, soll 
auch in seiner eigenen Rente in Zukunft 
stärker begünstigt werden. Und Fortent- 
wicklung des Familienlastenausgleichs zu 
einem Familienleistungsausgleich heißt 
auch, daß wir das Ehegatten-Splitting zu 
einem Familien-Splitting weiterentwik- 
keln wollen. Familien mit Kindern sollen 
in Zukunft nach dem Willen dieses Leit- 
antrages stärker entlastet werden. Das ist 
ein familienpolitischer Schwerpunkt, der 
in der Tradition der CDU als Partei liegt, 
die sich der Familie und ihrer Aufgaben 
besonders verpflichtet fühlt. 
Wir haben außerdem eine Beschlußfas- 
sung zur Wahl des Bundespräsidenten in 
der Bundesversammlung am 23. Mai 1994 

getroffen. Der Beschluß lautet: Der inne- 
ren Einheit in Deutschland verpflichtet, 
tritt die CDU dafür ein, als nächsten 
Bundespräsidenten eine Persönlichkeit 
aus den neuen Ländern zu wählen. Die 
Christlich Demokratische Union 
Deutschlands schlägt für das Amt des 
Bundespräsidenten den sächsischen 
Staatsminister der Justiz, Steffen Her- 
mann, vor. Die CDU bittet die CSU, d,e' 
sen Vorschlag zu unterstützen und in der 

Bundesversammlung mitzutragen. Dieser 

Beschluß wurde einstimmig ohne Gegen- 

stimmen und ohne Enthaltungen vom 
Bundesvorstand auf Vorschlag des Bun- 
desvorsitzenden so gefaßt. 

Gemeinsamer Vorschlag ^ 

Das weitere Verfahren in der Bundespi^' 
sidentenfrage sieht wie folgt aus: Am '4i 

Oktober werden Vertreter der Unionspaf' 
teien, also der CDU- und der CSU- 
Spitze, in Bonn zusammentreffen, um 
einen gemeinsamen Nominierungsvor- 
schlag für die Vertreter von CDU und 
CSU in der Bundesversammlung zu ver- 
einbaren. Danach werden wir selbstver- 
ständlich auch das Gespräch mit der 
FDP suchen. Ich möchte der Hoffnung 
Ausdruck verleihen, daß die FDP auch >n 

der wichtigen Bundespräsidentenfrage 
bei all ihren Schritten daran denkt, daß 
wir die erfolgreiche Koalition der Mitte 
über 1994 hinaus fortsetzen wollen. 

Die CDU hat sich mit Steffen Heitmann 
bewußt für einen Kandidaten aus den 
neuen Ländern entschieden. Diese Nom1' 
nierung ist ein wichtiger Beitrag für die 
innere Einheit in Deutschland. Steffen 
Heitmann hat als sächsischer Justizmin'' 
ster sehr erfolgreiche Arbeit geleistet. Pef 

von ihm vorgelegte Entwurf einer Lan- 
desverfassung hat breite Anerkennung 
und Zustimmung über die Parteigrenzen 
auch bei der SPD gefunden. 
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Steffen Heitmann: Sein Lebenslauf 
Geboren am 8. September 1944 in Dresden 
a's fünftes Kind eines kaufmännischen 
Angestellten und seiner Ehefrau. 
Zerstörung der elterlichen Wohnung beim 
^Sriff auf Dresden am 13. Februar 1945. 
vater 1945 in sowjetischer Kriegsgefangen- 
Schaft gestorben. Mutter 1957 an den Folgen 
der Entbehrungen der Nachkriegszeit gestor- 
ben. Aufgewachsen bei den Großeltern. 
Grundschulbesuch von 1951 bis 1959, Ober- 
schulbesuch von 1959 bis 1963 in Dresden. 
1963/64 Dienstanfänger in der evangeli- 
s°hen Kirchenverwaltung. 1964 bis 1969 Stu- 
dium der Theologie und später auch der Alt- 
Philologie an der Universität Leipzig. 1969 
Staatsexamen der Theologie. 
Vorbereitungsdienstför das Pfarramt in der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Achsen. 1971 bis 1973 Pfarrvikar und Pfar- 
fer bei der Ev. Studentengemeinde Dresden. 
Ab 1973 Referent im Ev.-Luth. Landeskir- 
chenamt Sachsens (Ausbildungsdezernat). 
Ab 1975 kirchenjuristische Ausbildung. Wäh- 
renddessen zeitweise zugleich Wahrnehmung 
einer Pfarrstelle und Tätigkeit als juristischer 
Referent in den verschiedenen Sachgebieten 
der Kirchenverwaltung. 1980 erstes, 1981 
Weites juristisches Examen. Ab 1982 Leiter 

des Bezirkskirchenamts Dresden als Kir- 
chenamtsrat/Oberkirchenrat. 

Verheiratet seit 1965 mit der Bildhauerin 
Christine Heitmann. Zwei Kinder. 
Seit 9. Oktober 1989 Berater der „Gruppe 
der 20". Von Herbst 1989 bis Frühjahr 1990 
Mitglied der Basisdemokratischen Fraktion 
in der Stadtverordnetenversammlung Dres- 
den. Von Dezember 1989 bis März 1990 Mit- 
wirkung bei der Auflösung der Bezirksver- 
waltung Dresden der Staatssicherheit. Seit 
April 1990 Leiter der Fachgruppe „ Verfas- 
sung und Verwaltungsreform" der Gemisch- 
ten Kommission Baden- Württemberg/Sach- 
sen und zugleich Vorsitzender ihrer Arbeits- 
gruppe „ Verfassung", die den Entwurf einer 
Verfassung des Freistaats Sachsen erstellte. 
Im Koordinierungsausschuß für die Bildung 
des Landes Sachsen Leiter des Arbeitsstabs 
Verfassung/Recht/Gerichtswesen und Mit- 
wirkung im Arbeitsstab Justiz. 
Seit 8. November 1990 als Staatsminister 
der Justiz Mitglied der Staatsregierung des 
Freistaates Sachsen, seit Ende 1991 gehört 
er der Christlich Demokratischen Union an. 
Er ist Mitglied der Gemeinsamen Verfas- 
sungskommission von Bundestag und Bun- 
desrat. 
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Freiheit und Verantwortung 
Der Bundesvorstand der CDU hat auf 
einer Klausurtagung am 1. und 2. 
Oktober 1993 den Entwurf des neuen 
Grundsatzprogramms verabschiedet. 
Der Programmentwurf wird in Kürze 
der Partei zugeleitet. Der Vorsitzende 
der Grundsatzprogramm-Kommission, 
Dr. Reinhard Göhner, MdB, stellte den 
Entwurf auf der Bundesvorstands-Klau- 
sur vor: 

Die Vorlage des Programmentwurfes der 
Grundsatzkommission im Januar dieses 
Jahres hat in der Partei zu einer außeror- 
dentlich intensiven Diskussion geführt. 
Wir haben insgesamt rund 500 Stellung- 
nahmen von Kreis-, Bezirks- und Landes- 
parteien sowie von Vereinigungen und 
auch von außerhalb der Partei erhalten. 
Wenn man den üblichen Maßstab von 
Parteitagsanträgen anlegen würde, hätten 
wir insgesamt einige tausend Anregungen 
und Anträge zu diesem Entwurf. Es hat 
viele Veranstaltungen, Gespräche, Dis- 
kussionen, Direct-mailing-Aktionen gege- 
ben. Schließlich war der erste Höhepunkt 
Mitte des Jahres unser Grundsatzkongreß 
in Bonn mit über 800 Teilnehmern. 
Wir haben versucht, die Ergebnisse dieser 
sehr breiten Diskussion bei der Überar- 
beitung des Entwurfes aufzunehmen und 
Anregungen, die wir bekommen haben, 
in den jetzigen Text umzusetzen. 
Ein Kritikpunkt war fast durchgängig 
anzutreffen: wir müßten den Programm- 
entwurf wesentlich straffer formulieren. 
Zumeist war diese Forderung jedoch mit 
umfangreichen Ergänzungsvorschlägen 
verbunden. Gleichwohl haben wir, um 
die Kernbotschaften unseres Programms 
hervorzuheben, eine deutliche Straffung 
vorgenommen. Dieser Entwurf, der jetzt 

in der überarbeiteten Form vorliegt, ist 

exakt 20 Prozent kürzer als der Januar- 
Entwurf. Wir haben diese Straffung nur 
dadurch erreichen können, daß wir 
1. einige Fragen und Probleme nicht 
behandeln. 
2. Wir haben die beschreibenden AnalV' 
sen zu Beginn der einzelnen Kapitel weg' 
gelassen und uns auf die politischen K° 
Sequenzen, die wir ziehen wollen, 
beschränkt. 
3. Wir haben Aktualitätsbezüge herausge 

nommen. Es soll ein Grundsatzprogram 
sein, das auf längere Zeit angelegt ist. 
Deshalb haben wir uns darum bemüht, 
eher tagesbezogene Aussagen, die noch 
im Januar-Entwurf enthalten waren, her- 
auszunehmen. 
4. Wir haben aktionsprogrammatische 
Konkretisierungen herausgenommen un 

uns wirklich auf Grundsätze und Prinz1' 
pien in den jeweiligen Bereichen 
beschränkt. 
Von Anfang an stand für uns außer 
Frage, daß bei der Vergewisserung der 
Grundlagen der Union eine Neubesin- 
nung auf die Bedeutung des Christliche11 

für die Politik und für unsere Gesell- 
schaft nachdrücklich betont werden mu'Ji 

Es ist für mich keine Überraschung g^e' 
sen, daß bei vielen Kritiken, die wir 
erhalten haben, die Beschreibung unsere5 

christlichen Verständnisses vom Mensche11 

und unseres Politikverständnisses mit oe 

Grenzen, die sich daraus ergeben, weitge' 
hend Zustimmung gefunden haben. Ich 
glaube, dies ist auf dem Grundsatzkon- 
greß Mitte des Jahres am deutlichsten 
geworden. Wir haben das Christliche 
stärker entfaltet, sogar stärker als im 78er 
Grundsatzprogramm. Es ist unsere 
bewußte Antwort auf die Säkularisie- 
rungstendenzen in unserer Gesellschaft- 
Wir haben die Grundsatzdiskussion zu 
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e'nem intensiven Dialog mit den Kirchen 
jjenutzt, der auf vielen Ebenen der Partei 

ls hinunter zu den Ortsverbänden 
§eführt werden sollte. Ich glaube, das ist 
e'n Gespräch, das uns guttut. Die Reso- 
. anz, die wir erfahren haben, lautet dabei 
'm Wesentlichen: Das hätten wir Euch gar 
n,cht zugetraut. Besonders gewürdigt 
, 0rden ist, daß wir nicht nur im Grund- 
*8enteil, sondern auch in den folgenden 
^Piteln versuchen, die Bedeutung des 
östlichen für uns und für die politi- 

schen Grundsatzfragen unserer Zeit deut- 
lch zu machen. 
jjjs Motto des Programms möchten wir 
hnen „Freiheit und Verantwortung" vor- 
lagen, weil wir glauben, daß die 

ei8entlich größte geistige Herausforde- 
rUng unserer Zeit darin besteht, das struk- 
ürelle Ungleichgewicht zwischen indivi- 
UeUen Freiheitsrechten auf der einen 
,e'te und Verantwortung und Gemein- 

?!nn auf der anderen Seite zu beheben. 
r** Wollen den Zusammenhang von Frei- 
st und Verantwortung zur großen Bot- 
Schaft des Programms machen. Wir müs- 
*en dem einseitigen Freiheitsverständnis, 
ps sich in einem scheinbar grenzenlosen 
ndividualismus in unserer Gesellschaft 

je'gt und im Rückzug auf die eigene 
nanspruchnahme von Freiheit aus- 

druckt, entgegentreten. Zur Freiheit 
gehört die Mitverantwortung für den 
ochsten, für Familie, für Gemeinschaft 
u.nd Staat. Die verantwortete Freiheit zieht 
sich wie ein roter Faden durch unser gan- 
*es Programm: Bei der Vollendung der 
^neren Einheit geht es um diesen 
^usarnmenhang von Freiheit und Verant- 
wortung; Eigenverantwortung für sich, 
^Verantwortung für die Familie ist das 
?!eina in Kapitel II; dazu gehört die 
.Lederherstellung dieses Verständnisses 
,n den Werten von Erziehung und Bil- 
lig. Ich denke, wir sind uns alle dar- 
üb er im klaren, daß das Ungleichgewicht 
der immer stärkeren Berufung auf indivi- 

duelle Freiheitsrechte einerseits und 
immer weniger Gemeinsinn, Bürgertugen- 
den und Bürgerpflichten auf der anderen 
Seite eine späte Folge der Pädagogik der 
68er und ihrer einseitigen Betonung von 
Selbstverwirklichung, Selbstentfaltung 
und damit einer starken Betonung der 
Ichbezogenheit und der ichbezogenen 
Werte ist. 
Auch durch das Kapitel zur Wirtschafts- 
und Sozialordnung ziehen sich Eigenver- 
antwortung und Mitverantwortung 
ebenso wie bei der Beschränkung des 
Staates auf seine Kernaufgaben, wie in 
der Außenpolitik und in der Verantwor- 
tung für die Bewahrung der Schöpfung. 
Die entscheidenden Begriffe, die unsere 
Vision von einer freien und verantwortli- 
chen Gesellschaft prägen, sind Bürgertu- 
genden und Bürgerpflichten, Gemeinsinn 
und Gemeinwohl — jene Eigenschaften 
und Tugenden, die heute in unserer 
Gesellschaft nicht hinreichend zum Tra- 
gen kommen. Wir möchten das Pro- 
gramm in diesem Sinne auch als einen 
Spiegel der gesellschaftlichen Entwick- 
lung verstehen und deutlich machen, daß 
Wertewandel und gesellschaftliche Fehl- 
entwicklungen nicht einseitig diskutiert 
werden können nach dem Motto: „Die 
Parteien auf die Anklagebank". Wir 
sagen, was zur Bewahrung geistiger 
Grundlagen für eine freie und verant- 
wortliche Gesellschaft erforderlich ist, 
um der zunehmenden Verbreitung eines 
egoistischen Rückzugs in die Privatheit 
entgegenzutreten. 
Wir haben uns bei der Überarbeitung des 
Grundwerteteils sehr darum bemüht, den 
Konsens in der Partei sicherzustellen. Wir 
werden sicherlich Diskussionen, Debat- 
ten und auch Streit haben und austragen 
müssen, um wichtige Grundsatzfragen in 
den nachfolgenden Kapiteln zu klären. 
Aber als Volkspartei brauchen wir eine 
breite Übereinstimmung bei der Formu- 
lierung der Grundwerte. Es gab eine ver- 
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breitete Kritik an dem Januar-Entwurf, 
die hieß, die Grundwerte, insbesondere 
das Freiheitsverständnis, seien zu indivi- 
dualistisch formuliert worden. Wir haben 
bei der Überarbeitung der Grundwerte 
Wert daraufgelegt, daß solche Mißver- 
ständnisse ausgeschlossen werden; des- 
halb haben wir auch stärker als im 
Januar-Entwurf Formulierungen aus dem 
78er Programm übernommen, um so 
zugleich die Kontinuität deutlich zu 
machen. Wir wollen nachdrücklich her- 
vorheben, daß es uns nicht darum geht, 
die Grundlagen zu verändern, sondern 
daß wir die Umbrüche in Deutschland, in 
Europa und in der Welt auf der Basis 
bewährter Maßstäbe bewältigen wollen 
und können. 
Wir haben in der Grundsatzprogramm- 
Kommission sehr intensiv — vor allem 
mit den Landesparteien aus den neuen 
Ländern — die Frage diskutiert, ob ein 
besonderes Kapitel „Vollendung der inne- 
ren Einheit'4 an den Anfang des Pro- 
gramms gestellt werden soll. Es gibt 
beachtliche Argumente dafür. Wir haben 
uns schließlich, insbesondere auf Rat 
aller Freunde aus den neuen Ländern, z. 
B. von Angela Merkel, Steffen Heitmann, 
Christoph Bergner, Christine Lieber- 
knecht und Arnold Vaatz, dazu entschlos- 
sen, kein besonderes Kapitel „Vollen- 
dung der inneren Einheit" zu schreiben: 
Zu Recht ist von vielen gesagt worden, 
daß wir die Aufgabe der Vollendung der 
inneren Einheit nicht bewältigen, indem 
wir das Thema separieren. Die Integra- 
tion muß sich dadurch auszeichnen, daß 
sich diese Aufgabe quer durch alle Felder 
der Politik zieht. Gleichwohl haben wir 
im zweiten Teil des Kapitels I unter der 
Überschrift „Die Chancen des Umbruchs 
nutzen — Die Einheit Deutschlands in 
Freiheit und Verantwortung gestalten" die 
epochalen Veränderungen und eine 
grundsätzliche Beschreibung der Aufga- 
ben und Herausforderungen, die damit 

verbunden sind, eingefügt, und zwar als 
Aufgabe und Modernisierungschance tu 

ganz Deutschland — eben nicht nur die 
Aufgabe „Aufbau der neuen Länder', 
sondern auch als Chance, Fehlentwick- 
lungen, die in unserer alten Bundesrepu' 
blik entstanden sind, zu korrigieren. 
Weiterhin beschreiben wir an dieser 
Stelle im Grundlagenteil, was die deut- 
sche Nation ausmacht, und damit, was > 
Zusammenhang mit der Vollendung der 

inneren Einheit die eigentliche Quelle 
dafür ist. In der Diskussion und in den 
Stellungnahmen ist gerade dies sowohl 
im Zusammenhang mit der inneren Ein* 
heit als auch im Zusammenhang mit der 
europäischen Einigung zu Recht häufig 
thematisiert worden. Ich glaube, es ist 
uns sehr gut gelungen, das Thema 
„Nation" zu behandeln, darzustellen un 
zu zeigen, was die Nation für uns bedeu- 
tet. 

Im zweiten Kapitel geht es uns vor allem 
darum, die Familie als Fundament der 
Gesellschaft hervorzuheben und neue 
Akzente in der Familienpolitik zu setzen- 
Was wir vorschlagen, wird Debatten aus- 
lösen: Wir wollen einen neuen Familie11' 
leistungsausgleich nicht nur „Lasten"au 

gleich, an dem nicht nur der Begriff neu 
ist; wir schlagen die Fortentwicklung de 

Steuersystems durch ein Familiensplitt,ng 

und mehr Familienkomponenten im 
Sozialversicherungssystem vor. 
Im Bereich Erziehung und Bildung habe 
wir uns auf das Grundsätzliche 
beschränkt, da wir gerade auf einem Par' 
teitag unser bildungspolitisches Pro- 
gramm formuliert haben. Deshalb kön- 
nen wir uns in diesem Grundsatzpro- 
gramm auf die wertbezogenen Aussagen 
zur Erziehung und Bildung sowie auf 
einige Strukturprinzipien beschränken. 
Das größte Kapitel in diesem Grundsatz' 
Programm stellt die Behandlung der 
Wirtschafts- und Sozialordnung dar. Die 
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^rei großen Themen, die wir hier behan- 
e'n, sind die Verbesserung der Wettbe- 

werbsfähigkeit unserer Wirtschaft, der 
umbau des Sozialstaates und die ökologi- 
*che Dimension. Bei der Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt- 
schaft geht es auch darum, was im 
^ndlagenteil schon generell anklingt: 
J^ufbau der neuen Länder, Fehlentwick- 
Ungen korrigieren, Modernisierungs- 

ctancen für ganz Deutschland nutzen. Es 
ls* keine Frage, daß uns vermehrt bewußt 
JIM, was wir z. B. an Verkrustung durch 
yberregulierung bei uns haben einziehen 
'assen. 
,ch möchte bei der Wettbewerbsfähigkeit 
Jurzwei Punkte herausgreifen: die 
£°stenkrise und die Innovationslücke, 
^nächst zur Frage der Kostenkrise: Es 
re»cht wirklich nicht, daß wir hier nur 
e'ne Analyse vornehmen, sondern wir 
Jessen sagen, was die Politik tun kann. 
^nd das tun wir in diesem Programment- 
^Urf, beispielsweise in unseren Vorschlä- 
8en zur Finanz- und Steuerpolitik. Gewiß 
j^rden die Vorschläge kontroverse Dis- 
kussionen auslösen, etwa dort, wo wir 
^lne vollständige Neuorientierung des 
Steuersystems fordern. Einer der Gründe 
^Ur unsere Kostenkrise besteht doch 
ar»n, daß unser Steuersystem heute so 

Staltet ist, daß die Produktionsfaktoren 
^rbeit und Kapital zu stark belastet wer- 
den. Wir schlagen deshalb vor, statt des- 
Ser» die direkte Besteuerung zu vermin- 
deni und indirekte Steuern — und zwar 
^it einer stärkeren Belastung des Kon- 
sUrns und zusätzlich den ökologischen 
Disponenten — zu erhöhen. Das ist 
eir>e der entscheidenden Bedingungen, 
Urr> die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt- 
schaft zu verbessern. Das hat nachhaltige 
J^nsequenzen. Da wir das mit der lang- 
listigen Forderung nach einer Verminde- 
rung der Verschuldung sowie einer lang- 
ästigen Senkung der Steuer- und Abga- 
"enquote verbinden, folgt daraus, daß 

L 

wir die Aufgaben des Staates überprüfen 
müssen. 
Im Bereich Wettbewerbs- und Struktur- 
politik machen wir Vorschläge, die in der 
Partei lebhaft diskutiert werden, bei- 
spielsweise unsere Forderung nach einer 
neuen Offensive der Privatisierung in den 
alten Bundesländern. Ein Wort zur Inno- 
vationslücke: Sie beginnt dort, wo wir die 
Entfaltung von Entwicklung durch ein 
Übermaß an Reglementierung behindern. 
Wir sagen deutlich, daß nicht primär 
staatliche Finanzquellen dazu erforder- 
lich sind, sondern die Schaffung von 
Freiräumen und staatlichen Rahmenbe- 
dingungen. 

Im Wohnungsbau hatten wir im Januar- 
Entwurf relativ zaghaft die langfristige 
Umstellung der Objektförderung auf Sub- 
jektförderung gefordert. Es hat zahlreiche 
und massive Stellungnahmen gegeben, 
die uns aufgefordert haben, das nicht nur 
als langfristige Zielsetzung zu beschrei- 
ben, sondern diese grundlegende Ände- 
rung jetzt voranzutreiben. Wir haben das 
aufgegriffen, und es wird natürlich eben- 
falls Debatten hervorrufen. 

Der zweite Bereich beschäftigt sich mit 
dem Umbau des Sozialstaates. Dabei geht 
es um die Neubesinnung, was Solidarität 
für uns bedeutet: Die solidarische Absi- 
cherung dessen, was der einzelne an Risi- 
ken allein oder aus eigener Kraft nicht 
leisten kann. Wir müssen heute neu 
bedenken, daß vieles in unserem Sozial- 
staat noch der Staat macht und erledigt, 
was der einzelne auch selber tragen kann. 
Deshalb sind die tragenden Prinzipien 
für den Umbau des Sozialstaates: mehr 
Eigenverantwortung und mehr Eigenvor- 
sorge in allen Bereichen der Sozialpolitik. 
Wir machen auch Vorschläge zur Arbeits- 
marktpolitik und gehen dieses Thema 
von zwei Seiten an: Einmal von der Seite 
der Verbesserung unserer Wettbewerbsfä- 
higkeit, um Kostenkrisen und Innova- 
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tionslücken zu bewältigen; auf der ande- 
ren Seite wissen wir, daß neue Arbeits- 
marktinstrumente erforderlich sind. Dazu 
machen wir Vorschläge, die in unseren 
Reihen noch sehr kontrovers diskutiert 
werden. 
Der dritte Schwerpunkt dieses Kapitels 
ist die Frage nach der ökologischen Ord- 
nung. Bisher hat es in der parteiinternen 
Debatte wenig Streit über die Konzep- 
tion, die wir vorschlagen, gegeben. Es 
handelt sich um eine grundlegende 
Ergänzung unserer Wirtschaftsordnung. 
In fast allen Diskussionen heißt es: Wir 
akzeptieren euren Vorschlag nach einer 
marktwirtschaftlichen Durchdringung 
der Ökologie oder umgekehrt einer öko- 
logischen Durchdringung der Marktwirt- 
schaft — aber muß man dafür den Titel 
„Ökologische und Soziale Marktwirt- 
schaft" verwenden? Ich glaube, wir müs- 
sen zunächst über die Konzeption reden 
und dann fragen, rechtfertigt dies die 
Erweiterung des Titels und ist es strate- 
gisch richtig? Das Ziel, die Inanspruch- 
nahme von Umwelt und die Kosten 
unterlassener Umweltvorsorge in Preise 
eingehen zu lassen, der eigentliche 
Schlüssel für die ökologische Ordnung, 
erfordert von uns die verstärkte Nutzung 
marktwirtschaftlicher Instrumente, die 
wir im Programm beschreiben. Neben der 
Statik des bisherigen Ordnungsrechtes 
aus Ge- und Verboten, aus Grenzwerten 
und Stand der Technik, wollen wir ein 
Anreizsystem für die Schonung der 
Umwelt setzen. Es ist ein langfristiges 
Ziel, das mit einer aufkommensneutralen 
Anwendung, vor allem des Abgaben- und 
Steuerrechtes, und nicht gleichzeitig mit 
einer Ausdehnung des Ordnungsrechtes 
erreicht werden soll. Meine Überzeugung 
ist, daß wir nur dann in der Lage sind, 
diese neue Konzeption zu transportieren, 
wenn wir das auch mit einem Etikett ver- 
sehen, das nur wir vertreten können. 
Andere sprechen von öko-sozialer Markt- 

wirtschaft. Für uns bleibt die Soziale 
Marktwirtschaft, und wir setzen die öko- 
logische Komponente dazu; wir sagen 
Ökologische und Soziale Marktwirt- 
schaft, um zu kennzeichnen, daß unsefe

f. 
künftige Ökologiepolitik marktwirtscha 
lieh sein soll und daß die marktwirt- 
schaftliche Durchdringung der Umwelt- 
politik unser Ziel sein muß. Im Grund- 
satzprogramm sagen wir deutlich, daß 
das bisherige Verständnis von Wachstum 
und Wohlstand nicht mehr trägt, weil es 
die Inanspruchnahme von Umwelt und 
die Kosten unterlassener Umweltvor- 
sorge außer Betracht gelassen hat. Die 
Einbeziehung geht nur durch eine ökolO' 
gische Ordnung, die eben der Inan- 
spruchnahme von Umwelt langfristig 
einen Preis gibt. Ich glaube, daß dies &°f 
der wichtigen Botschaften aus dem Kap 
tel zur Wirtschafts- und Sozialordnung 
sein wird. 
Im viertel Kapitel, dem Staatskapitel, 
haben wir eine erhebliche Straffung und 
Kürzung vorgenommen, um die Bot- 
schaft stärker zu machen: Der schlanke 
Staat, der sich auf die Aufgaben konzen- 
triert, für die er unverzichtbar ist. Zu sol- 
chen Aufgaben gehört die innere Sicher- 
heit, die wir in der Überarbeitung wesen 
lieh deutlicher herausgestellt haben als 
im Januar-Entwurf. Wir sagen auch deu 
lieh, daß unser demokratisches Gemein' 
wesen nicht nur vom Staat lebt, sondern 
ebenso von den Bürgern, von denen Wir 
ebenso Gemeinwohlorientierung und 
Staatsbürgerbewußtsein fordern, wie Wir 
die Gemeinwohlverpflichtung als Kenn- 
zeichen einer Politik im christlich-demo- 
kratischen Sinne darstellen. In dieses 
Kapitel fällt auch die Darstellung unser** 
Selbstverständnisses als Partei, insbeson- 
dere als Volkspartei, ein Konzept, das W 
hier offensiv, aber auch mit selbstkriti- 
schen Tönen vertreten. In unseren Aussa 
gen zur Ausländerpolitik setzen wir ein 
deutliches Zeichen, indem wir vor allem 
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^uf die Integration und deshalb auf 
egrenzung des Zuzugs abheben. Integra- 

'.°n — allerdings nicht im alten Sinne 
e'ner Assimilierung, die im Zeitalter 
!nternationaler Verflechtungen überholt 
lst — ist unser Ziel beim Zusammenleben 
v°n Deutschen und Ausländern und ist 
^ch das Kriterium für die begrenzende 
|;e§elung der Zuwanderung nach 
Europa. 

'm außen- und sicherheitspolitischen Kapi- 
tel definieren wir zu Beginn die Rolle 
Deutschlands in der Welt, wie wir sie uns 
v°rstellen, und wir benennen unsere 
außenpolitischen Interessen. Wir nennen 
^deutsche Interessen: Die politische 
j~'n«gung Europas, die transatlantische 
Patnerschaft, die Stabilisierung der jun- 
gen Demokratien in Mittel-, Ost- und 
^Osteuropa und die nachhaltige Ent- 
w'cklung der unterentwickelten Länder 
der Erde. 
IjU Bereich der Europapolitik stellen wir 
Unsere Ausführungen unter das Motto 
j^uropa — Einheit schaffen, Vielfalt 
fahren". Wir beschreiben aus unserer 
^cht die Ziele der Europäischen Union; 
wir sagen, welche Zuständigkeiten wir für 

le Europäische Union wollen und wel- 
Cne Übertragung von Souveränitätsrech- 
en erfolgen muß, wie wir uns die Stär- 
Ung von Demokratie und die Legitima- 

tion der europäischen Politik vorstellen, 
und wir setzen uns mit der in der Partei 
^ehr intensiv geführten Diskussion der 
£°Ue der Nationalstaaten im vereinten 
^Uropa auseinander. Nach langer Dis- 
*ussion haben wir uns dazu entschlossen, 
nicht das Ziel eines europäischen Bun- 
desstaates oder der Vereinigten Staaten 
y.0r» Europa aufzunehmen. Wir sind der 
Überzeugung, daß dies Begriffe sind, die 
Mißverständlich sein können und nach 
deiner Überzeugung auch falsche Rich- 
lUngen signalisieren. Entscheidend ist für 
üns, daß sich im Zuge der europäischen 

Einigung die Nationalstaaten wandeln 
werden. Sie werden Zuständigkeiten und 
Kompetenzen abgeben. Aber sie werden 
im Kern erhalten bleiben. Die Wahrung 
der nationalen Identität in der Europäi- 
schen Union ist für uns wichtig. Der aus 
meiner Sicht zentrale Satz lautet: „Hei- 
matliche Verwurzelung, nationale Identi- 
tät und europäische Gemeinsamkeit 
ergänzen sich". 
Wir haben uns dazu entschlossen, das 
Kapitel „Bewahrung der Schöpfung" an 
den Schluß zu stellen, weil wir glauben, 
daß es einen guten Spannungsbogen zum 
Grundlagenteil bildet. Hier kommen wir 
noch einmal auf unsere Wertgrundlagen 
zurück, denn die Bewahrung der Schöp- 
fung ist ein Auftrag, der sich aus dem 
christlichen Verständnis vom Menschen, 
aus unserem Schöpfungsverständnis und 
dem daraus von uns abgeleiteten Prinzip 
der Gesamtvernetzung ergibt. Dies ist 
eine Abrundung des Grundsatzpro- 
gramms, indem wir an die Wurzeln 
anknüpfen und eine im besten Sinne 
wertkonservative Aufgabe als Botschaft 
am Schluß plazieren. Wir haben die ethi- 
schen Aussagen an den Anfang gestellt, 
um den Spannungsbogen von Kapitel I 
zu Kapitel VI deutlich zu machen. Daß 
der Eingriff des Menschen in die Natur 
legitim ist, ja sogar geboten ist, daß 
Bewahren vor allem Gestalten bedeutet, 
ist ein wichtiger Akzent christlich-demo- 
kratischer Politik für die Zukunft und 
eine zentrale Aussage gegenüber der 
aktuellen und sogar wachsenden Tech- 
nikfeindlichkeit in unserer Gesellschaft. 
Das positive Bild von Technik, verant- 
wortungsethisch begründet, halte ich für 
einen wichtigen Beitrag unseres Grund- 
satzprogramms. Es geht hier nicht aus- 
schließlich um Umweltpolitik, auch wenn 
diese hier ihren Platz hat, sondern um 
den gesamten Umgang des Menschen mit 
der Schöpfung. Die Umweltpolitik wird 
hier dargestellt und ergänzt durch das 
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Konzept einer globalen Umweltpartner- 
schaft, in der die Industriestaaten mit 
gutem Beispiel vorangehen, aber auch die 
armen Länder ihren Beitrag leisten müs- 
sen. Das Kapitel VI ist das Kapitel, das 
uneingeschränkt breiten Zuspruch gefun- 
den und in der Regel als Höhepunkt des 
Programms gelobt wird. Deshalb haben 
wir hier die wenigsten Veränderungen 
vorgenommen. Es paßt auch deshalb gut 
an das Ende des Gesamtprogramms, weil 
es hier noch einmal um den Zusammen- 
hang von Freiheit und Verantwortung 
geht: Freiheit der Wissenschaft und ihre 
Verantwortung für die Zukunft, aber 
auch für die Grenzen menschlichen Han- 
delns; Freiheit in unserer Lebensgestal- 
tung, aber Verantwortung für die Belange 
der Schöpfung und zukünftiger Genera- 
tionen. 

Ich bin sicher, wir brauchen die Diskus- 
sion um die Grundsätze christlich-demo- 
kratischer Politik an der Schwelle zum 21. 
Jahrhundert. Der jetzige Entwurf nimmt 
keine gravierenden inhaltlichen Änderun- 
gen gegenüber dem ersten Entwurf vom 
Januar vor. Aber er enthält viele pro- 
grammatische Erneuerungen für unsere 
Partei. Die Debatte darüber brauchen wir 
dringend. Wir leben in einer Umbruchs- 

Regionalkonferenz mit 
kommunalen Mandatsträger0 

In Vorbereitung auf die im kommenden 
Jahr anstehenden Wahlen führt die CD^ 
Thüringen zusammen mit der Kommu- 
nalpolitischen Vereinigung (KPV) für 
ihre Funktions- und Mandatsträger insge' 
samt fünf Regionalkonferenzen durch. 
Die vierte Konferenz findet statt am 
Sonnabend, dem 16. Oktober 1993, von 
9.30 bis 16 Uhr im Bürgerhaus Eisenach- 
Der Thüringer Innenminister Franz SchU' 
ster, Justizminister Dr. Hans-Joachim 
Jentsch und der CDU-Landesgeschäfts- 
führer Hans-Georg Rosenstock werden 
die gesetzlichen Bestimmungen sowie das 

Nominierungsverfahren für die CDU- 
Kandidaten vorstellen. Danach wird die 
stellvertretende CDU-Landesvorsitzende 
Dr. Birgit Bauer zum Thema „Thüringen 
vor dem Wahljahr 1994" sprechen. 

zeit — das ist der Grund, warum viele 
Antworten auf neue Fragen neu und 
anders sind als unsere frühere Politik. 
Auf bewährten Grundlagen die Verände- 
rungen in Freiheit und Verantwortung 
gestalten ist die Botschaft dieses neuen 
Grundsatzprogrammes. 

Weiteres Verfahren zur Grandsatzprogrammdiskussion 
Bundesvorstand verabschiedet Grundsatzprogrammentwurf 
redaktionelle Überarbeitung 

Versand des Entwurfs an die antragsberechtigten Parteiglie- 
derungen 
Antragsschluß 

Versand des Entwurfs mit den Antragsempfehlungen an die 
Mitglieder der Antragskommission 
Sitzung der Antragskommission 
Produktion der Antragsbroschüre 
Versand an die Delegierten 

ab 20.-23. 2. 1994  5. Parteitag in Hamburg 

ab  4. 10. 1993 
ab 11. 10. 1993 

ab 17.   1. 1994 
ab 25.   1. 1994 

ab 31.   1.1994 
ab 3.— 5. 2. 1994 
ab   7.   2. 1994 
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CDU: Wir ergreifen Partei 
für die Pflegebedürftigen 
k° kurz vor dem Ziel war die Pflege- 
j^sicherung noch nie. 1,6 Millionen 
pflegebedürftige und ihre Angehöri- 
^en hoffen, endlich die Hilfen zu 
galten, auf die sie lange warten muß- 
ten. 

Aber jetzt will die SPD die Pflegeversi- 
?}erurig scheitern lassen. Im letzten 
^°ment möchte die SPD diese große 
^zialreform blockieren. Die Pflegebe- 
^ftigen und ihre Angehörigen blieben 

^iter auf sich allein gestellt. Das wäre 
Je Folge einer Pflege-Blockade durch 
die SPD. 

, gelbst nach einem arbeitsreichen Leben 
^ehe den meisten Pflegebedürftigen im 
^egeheim weiter nur ein Taschengeld. 
* ^as oft sauer Ersparte, auch das Bigen- 
Je'm oder die Eigentumswohnung wür- 
fen weiter der Sozialhilfe zum Opfer fal- 
W 
•Die Pflegenden in den Familien, meist 
?je Frauen, blieben weiterhin ohne jede 
jj'lfe und Unterstützung. Zum „Dank" 
ür ihren unermüdlichen Einsatz — oft 

rUnd um die Uhr — bliebe ihnen im Alter 
nur die Sozialhilfe. 

Es würde keine Infrastruktur ambulan- 
^ Dienste, von Tages- und Kurzzeit- 
fiegeeinrichtungen aufgebaut. 

Uas haben die Pflegebedürftigen nicht 
yerdient. Die Pflegeversicherung muß 
Jetzt kommen. 
J^ese Hilfen für Pflegebedürftige will die 

PD verhindern: 

&ei Pflege zu Hause 
^ 1- Januar 1994 sind als Sachleistung je 
nach Schwere der Pflegebedürftigkeit bis 
2u 25, 50 oder 75 Pflegeeinsätze durch 

ambulante Pflegedienste bis zum Wert 
von 750, 1.500 oder 2.100 DM im Monat 
vorgesehen. Anstelle dieser Sachleistung 
kann ein Pflegegeld, das sich auch an der 
Schwere der Pflegebedürftigkeit orien- 
tiert, in Höhe von 400, 800 oder 1.200 
DM monatlich bezogen werden. 

Pflege im Heim 
Ist eine stationäre Pflege erforderlich, 
übernimmt die Pflegeversicherung ab 1.1. 
1996 die pflegebedingten Aufwendungen. 
Auf der Basis 1991 sind 2.100 DM monat- 
lich vorgesehen. Bis zum geplanten 
Inkrafttreten 1996 wird dieser Betrag an 
die Beitragsentwicklung angepaßt wer- 
den. 

Soziale Sicherung der 
Pflegepersonen 
Für Personen, die wegen der Pflege nicht 
oder nur teilweise erwerbstätig sind, zahlt 
die Pflegeversicherung Beiträge zur Ren- 
tenversicherung. Darüber hinaus werden 
die Pflegepersonen in den Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung einbezo- 
gen. 

Urlaubspflege-Vertretung 
Bei Urlaub oder sonstiger Verhinderung 
der Pflegeperson besteht ein Anspruch 
auf eine Urlaubspflege-Vertretung bis zu 
4 Wochen im Gesamtwert von bis zu 
2.100 DM pro Jahr. 

Tages- und Kurzzeitpflege 
Läßt sich die häusliche Pflege nicht aus- 
reichend sicherstellen, ist teilstationäre 
Pflege in Einrichtungen der Tages- oder 
Nachtpflege oder die Aufnahme in einer 
Kurzzeitpflege-Einrichtung möglich. 
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Haben Sie Fragen zu Europa? 
Das Bildungswerk Mainz der Konrad-Adenauer-Stiftung bietet wissens- 
durstigen Bürgern am 10. November 1993 von 18 bis 21 Uhr einen besonde- 
ren Telefonservice: 
Experten stehen bereit, um alle Ihre Fragen, die Europäische Gemein- 
schaft betreffend, zu beantworten. Es sind: 
— Prof. Dr. Otto Bardong, ehemaliges Mitglied des Europäischen Parla- 
ments, 
— Dr. Melanie Piepgenschneider, Europareferentin des Bereichs Interna- 
tionale Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung, 
— Martin Huff, Wirtschaftsredakteur der Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung, 
— Armin Czysz, Referent in der Vertretung der EG-Kommission in Bonn. 

Neues Asylrecht zeigt 
weiterhin Wirkung 
Im Monat September 1993 kamen rund 
17.000 Asylbewerber nach Deutschland; 
im September letzten Jahres waren es 
45.779. Damit beläuft sich die Zahl der 
Asylbewerber in den letzten drei Mona- 
ten, also seit Inkrafttreten des neuen 
Asylrechts am 1. 7. 1993, auf nunmehr 
rund 52.000; von Juli bis September 1992 
waren es mehr als 130.000. 

Drei Monate Erfahrungen mit dem neuen 
Recht zeigen demnach: das neue Asyl- 
recht wirkt: die Zahl der zu uns kommen- 
den Asylbewerber ist um über die Hälfte 
gesunken. Demgegenüber steigt die Zahl 
der Entscheidungen des Zirndorfer Bun- 
desamtes über die Anträge von Asylbe- 
werbern: sie liegt bei monatlich fast 
50.000 Entscheidungen. Um so mehr gilt, 
daß die Länder endlich abgelehnte Asyl- 
bewerber zügig abschieben müssen. Es 
darf nicht so kommen, daß das neue 
Asylrecht durch eine laxe Handhabung 
der Abschiebepraxis in den Ländern 
unterlaufen wird. 

Drogenmißbrauch 
wirksam bekämpfen 
Zu den Plänen und Initiativen SPD- 
geführter Länder zur Drogenpolitik 
erklärte der Vorsitzende des CDU-Bun- 
desfachausschusses Jugendpolitik, Ker- 
sten Wetzel in Bonn: 
„Die CDU hält an den Grundsätzen ihrC 
bewährten Politik zur Bekämpfung des 
Drogenmißbrauchs fest. Bundesländer 
wie Hamburg, das über den Bundesrat 
die kontrollierte Freigabe von Heroin f°f' 
dert, oder Nordrhein-Westfalen, welche8 

über die Einrichtung von sogenannten 
,Fixer-Stübli' nach Schweizer Vorbild 
nachdenkt, müssen sich fragen lassen, o° 
sie in Zukunft die Verteilung von DrogeI1 

über die Ministerien organisieren wollen 
Statt 700.000 DM Kosten im Jahr pro 
Fixerstube zu finanzieren, ist in den Bufl' 
desländern die viel zu geringe Zahl der 
Therapieplätze deutlich zu erhöhen und 
die mobile Drogenprävention zu verstär- 
ken. Wir fordern deshalb die SPD auf, 
ihren fragwürdigen Kurs zu überdenken 
und gemeinsam mit uns den Drogenmiß' 
brauch wirksam zu bekämpfen." 
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^nfred Kanther: 

Alltagskriminalität muß 
Unbedingt bekämpft werden 

as »Sicherheitspaket '94" betont die 
ijf|

SanitgeseHschaftliche Verantwortung 
p ,er Bürger, Gruppen, Medien und 

0,ttiker für die Bekämpfung der 
"steigenden Kriminalität. Was die 

^rcnitekten der Gesellschaft falsch 
, erechnen, das können die Handwer- 
er in den Sicherheitsbehörden nicht 

geradebiegen. Es geht deshalb nicht 
jy*'n um polizei- oder strafrechtliche 

aßnahmen, sondern um vielfältige 
nstrengungen der einzelnen Bürger 
/^hre Sicherheit ebenso wie die Ent- 

. ^klung und das Angebot „sicher- 
/'tsorientierter Produkte" durch die 
,Q(,ustrie. 

. °ereichen, in denen moderne Technik 
^ n Mißbrauch von Bankautomaten, 

editkarten oder den Diebstahl von und 
e 

s Kraftfahrzeugen erschweren kann, 
^stehen neue Möglichkeiten zur Vor- 
auf811118 ge8en Straftaten. Wir können 

den Mond fliegen, aber unterlassen 
' unsere Kraftfahrzeuge technisch 
Sen Diebstahl zu sichern. Das muß sich 

g   
ern. Insbesondere die bandenmäßi- 

n Kfz-Kriminalität wird ins Visier 
CL

nornrnen werden. Die Automobilbran- 
> die Versicherungswirtschaft und das 
Recht müssen hierbei zu einem 

Leinsamen Weg finden. 

v  Gesichts der ständig steigenden Zahl 
fän       nnun8seinbrüchen, Straßenüber- 

ler», Ladendiebstählen und Vandalis- 
s steht die verstärkte Bekämpfung der 

j8- Alltagskriminalität im Vordergrund, 
•er prägt sich in besonderem Maße das 

lcherheitsgefühl der Bürger. Deshalb 

enthält das „Sicherheitspaket '94" eine 
Reihe von Vorschlägen 
— zur Beschleunigung von Strafverfah- 
ren, damit Strafe der Tat schneller auf 
dem Fuß folgt, 
— für Änderungen im Bereich der 
Jugendgerichtsbarkeit, um insbesondere 
Erst- und gewalttätigen Tätern überzeu- 
gender begegnen zu können, 
— nach erweiterter gesetzlicher Normie- 
rung der Tätigkeit von privaten Sicher- 
heitsdiensten, die wesentlich zur Entla- 
stung der Polizei beitragen können. 

Die beste Gesetzgebung ist unzureichend, 
wenn sie nicht überzeugend in die Praxis 
umgesetzt wird. Deshalb kommt einem 
effektiveren Einsatz der Polizei und der 
Verbesserung ihrer Einsatzmöglichkeiten 
Vorrang zu. Die Polizei muß von Routi- 
neaufgaben entlastet werden, unverzüg- 
lich alle freien Stellen besetzen, damit 
mehr Präsenz an Gefahrenpunkten — 
z. B. durch Fußstreifen — gewährleistet 
ist. Gerade die sichtbare Präsenz der Poli- 
zei bestimmt das Sicherheitsempfinden 
der Bürger. 

Hohen Stellenwert hat die Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität. Sie zeich- 
net sich durch steigende internationale 
Verflechtung, modernes Management, 
hohe technische Ausstattung und zuneh- 
mende Brutalisierung aus. Hier gilt es, 
die Sicherheitsbehörden mit verbesserten 
technischen Mitteln auszustatten. Nur 
dann kann die Polizei den geänderten 
Herausforderungen wirksam begegnen. 
Deshalb ist das Abhören von Gangster- 
treffs in Wohnungen ebenso notwendig 
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Peter Hintze: 

Den Bürgern wieder ein Gefühl 
der Sicherheit geben 
Die dramatisch zunehmende Krimi- 
nalität in der Bundesrepublik, sei es 
in Form internationaler Verbrecher- 
banden oder als verharmlosend so 
bezeichnete „Alltagskriminalität44, 
führt zu einer spürbaren Verunsi- 
cherung unserer Bürger. Das von 
Bundesminister Manfred Kanther 
vorgestellte „Sicherheitspaket 94" 
zeigt, daß die Bundesregierung die 
berechtigten Sorgen der Bürger 
ernst nimmt. Die Bekämpfung der 
steigenden Kriminalität wird neben 
der Sicherung des Wirtschafts- 
standorts Deutschland die Haupt- 
aufgabe der Politik im Jahre 1994 
werden. Bundesminister Kanther 
kann dabei mit der vollen Unter- 
stützung der CDU rechnen. 

Absolut richtig und für das Sicher- 
heitsgefühl der Bevölkerung von 
besonderer Bedeutung ist die Schwer- 

punktsetzung bei der Bekämpfung der 
„Alltagskriminalität". Ob Autoknak- 
ker oder Einbrecher: das Vorgehen 
gegen Kriminelle ist und bleibt vor 
allem der zu stärkenden Polizei vorbe- 
halten ; die erfolgreiche Wehr gegen 
Ganoven braucht aber auch eine soli- 
darische Unterstützung in der Bevöl- 
kerung. Die Bürger müssen sich in 
Zukunft noch stärker mitverantwort- 
lich für die Sicherheit z. B. ihrer 
Wohngegend fühlen. Um dieses 
Bewußtsein zu stärken, muß im Ein- 
zelfall auch über die Änderung von 
Strafgesetzen nachgedacht werden, 
etwa bei der Bestrafung von brutalen 
Überfällen auf besonders Wehrlose 
wie Behinderte oder ältere Menschen. 
Bei diesen wichtigen Vorhaben erwar- 
ten die Bürger mit Recht, daß alle Paf* 
teien den Bundesinnenminister ohne 
Rücksicht auf Profilierungsrituale 
unterstützen. 

wie verbesserte Datenerhebung und 
Übermittlung bei Polizei, Bundesnach- 
richtendienst, Bundesgrenzschutz, Bun- 
deskriminalamt und Verfassungsschutz. 
Um den ausreichenden Einsatz elektroni- 
scher Mittel zu ermöglichen, bedarf es 
einer Änderung der Artikel 10 und 13 des 
Grundgesetzes. Gleichzeitig soll die Kon- 
trolle des Flusses „schmutzigen Geldes" 
aus den enormen Gewinnen der Verbre- 
cher verbessert, eine Kronzeugenregelung 
im Bereich der organisierten Kriminalität 
geschaffen und der Zeugenschutz intensi- 
viert werden. 

Dem hohen Anteil von ausländischen 
Straftätern in den Bereichen der Schwef' 
kriminalität muß gezielt begegnet wer- 
den. Eine erfolgreiche Abschiebepraxis 
gegenüber schwerkriminellen Auslände 
ist erforderlich. Hier sind besonders die 

für die Abschiebung zuständigen Bunde 
länder gefordert. Wenn notwendig, ste- 
hen auch Rechtsvorschriften des Ausläf 
derrechts auf dem Prüfstand. 

Gegen internationale Schlepperbanden, 
die mit der Not von Menschen aus allef 

Welt riesige Profite machen, sind intens»' 
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ere Strafbestimmungen notwendig. Die 
Dämpfung der Schlepper vor Ort, an 
er Grenze, ist unverzichtbar. Die Grenz- 

polizei muß rechtlich und technisch so 
/^gestattet sein, daß diesen modernen 
•/^nschenhändlern das Handwerk gelegt 

erden kann. Die internationale Zusam- 
menarbeit aller Sicherheitsbehörden muß 
,niensiviert werden. Was mit dem Sehen- 
der Abkommen und EUROPOL im 

esten ins Leben gerufen wurde, muß 
j*üch mit Blick auf die östlichen Nach- 
. arn angestrebt werden. Nur gemeinsam, 
,  emem europäischen Sicherheitsver- 

Ur»d, kann Europa seinen Bürgern 
ilcherheit bieten. 

^sondere Sorge bereitet die Gewaltkri- 
|5lr>alität. Für den „Kampf gegen 
Gewalt" sind sowohl neue Strafvorschrif- 
en im Bereich der Körperverletzung wie 

ch verbesserte Möglichkeiten des Ein- 
greifens gegenüber politischen Extremi- 

en im Bereich des Verfassungsschutzes, 
s Datenverkehrs zwischen den Behör- 

en und im Vereinsrecht erforderlich. 
uch neue Sanktionen gegen ausländi- 

~ ne Extremisten sind im Bereich des 
|. r^f- und Verwaltungsrechts erforder- 

Cn- Deutschland darf nicht zum Austra- 
* ngsort nationaler Gegensätze aus ande- 
en Staaten werden. 
ntensivere Verbrechensbekämpfung ver- 
legt, daß Strafe der Tat schneller auf 
. eni Fuße folgt als heute oft üblich. 

achhaltige Verfahrensverkürzungen bei 
r Beweiserhebung, im Jugendgerichts- 
ozeß, im Haftrecht und ein vermehrter 

. nsatz beschleunigter Verfahren gehören 
'erzu. Gewiß müssen auch Rechtspre- 
. Ung und juristische Wissenschaft in 
^e kritische Reflexion über den gesell- 

Cr,aftüchen Schutzcharakter von Straf- 
0rschriften eintreten. 

^as »Sicherheitspaket '94" stellt konkrete 
0rschläge für die Arbeit in der laufen- 

den Legislaturperiode und darüber hin- 
aus dar. Es gibt in der Sicherheitspolitik 
keinen „Königsweg". Die Überbetonung 
von einzelnen Maßnahmen ist daher 
wenig hilfreich. Vielmehr muß ein 
„Sicherheitsmosaik" entwickelt werden, 
in dem viele einzelne Bausteine ihren 
Gesamtbeitrag zur Verbesserung der Ver- 
brechensbekämpfung leisten. Dies ist 
nicht nur Aufgabe des Bundes. Hierzu 
sind auch die Bundesländer aufgerufen, 
die mit ihrer Kompetenz für Polizei und 
Justiz wesentliche Verantwortung für die 
Innere Sicherheit in Deutschland tragen. 
Die Zusammenführung aller politischen 
Kräfte in Deutschland zu einer gezielten 
Anstrengung in der Verbrechensbekämp- 
fung ist jetzt vorrangige Aufgabe; nicht 
die Kontroverse. 
Der praktische Erfolg umgesetzter Vor- 
schläge wird darüber entscheiden, ob 
weitere Maßnahmen erforderlich wer- 
den; z. B. die Erlaubnis zu sog. „milieu- 
bedingten Straftaten" durch verdeckte 
Ermittler der Polizei. 

Ebenso sollte das gerade geschaffene 
Gesetz zur Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität mit dem „erweiterten Ver- 
fall" von rechtswidrig erworbenem Ver- 
mögen zunächst erprobt werden, bevor 
über „Beweislastumkehr" gestritten wird. 

Nur durch praktische Erfolge können 
sich die demokratischen Parteien als 
handlungsfähig erweisen. Billige, radi- 
kale Parolen werden dann sehr schnell 
als hohl entlarvt. Die Stärkung des 
Sicherheitsgefühls der Bürger ist deshalb 
zugleich ein Beitrag zur Festigung der 
Demokratie in einer breiten politischen 
Mitte. 
Der von Bundesminister Kanther vorge- 
stellte, detaillierte Maßnahmenkatalog 
kann bei der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Dokumentation, Tel. (0228) 16-5025, 
Fax (0228) /16-8 60 68, angefordert wer- 
den. • 
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Neues Gesetz über Lohnzahlungen 
an Feiertagen und im Krankheitsfall 
Die Entgeltsicherung im Krankheits- 
fall wird für alle Arbeitnehmer sowie 
für die im Bereich der Heimarbeit 
Beschäftigten umfassend neu gestaltet. 
Durch das vom Bundestag beschlos- 
sene Entgeltfortzahlungsgesetz wird 
das bisher gesetzlich zersplitterte und 
nach einzelnen Arbeitnehmergruppen 
differenzierte Lohnfortzahlungssystem 
auf eine einheitliche Basis gestellt und 
die Ungleichbehandlung von Arbeitern 
und Angestellten beseitigt. Außerdem 
werden die noch bestehenden Unter- 
schiede zwischen den alten und neuen 
Bundesländern aufgehoben. Zudem 
werden die Vorschriften der Entgelt- 
fortzahlung mit dem EG-Recht in Ein- 
klang gebracht. 

Gleichzeitig wird das Recht der Lohnzah- 
lung an Feiertagen geändert. Die Arbeit- 
nehmer erhalten an den zehn bundesein- 
heitlichen Feiertagen ein um 20 Prozent 
abgesenktes Arbeitsentgelt. Damit wird 
ein wesentlicher Ausgleich für die Mehr- 
belastungen der Arbeitgeber durch die 
Einführung der Pflegeversicherung gelei- 
stet. 

Wesentliche Regelungen des neuen 
Gesetzes sind: 

Künftig haben alle Arbeitnehmer 
einschließlich der geringfügig und kurz- 
zeitg Beschäftigten einen Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall für 
eine Dauer bis zu sechs Wochen. 

Alle Arbeitnehmer werden gesetzlich 
veFpflichtet, dem Arbeitgeber die Arbeits- 
unfähigkeit unverzüglich anzuzeigen und 
ihm ab dem vierten Krankheitstag eine 
ärztliche Bescheinigung über das Beste- 

hen der Arbeitsunfähigkeit und deren 
voraussichtliche Dauer unverzüglich v0 

zulegen. Der Arbeitgeber hat jedoch "a 

Recht, auch schon früher eine Arbeitst 
fähigkeitsbescheinigung zu verlangen- 

I Bei Wiederholungserkrankungen 
naben künftig auch Angestellte — wie 
bisher die Arbeiter — einen erneuten t 
geltfortzahlungsanspruch für die Dauer 
von sechs Wochen nicht nur nach sechs 
Monaten Arbeitsfähigkeit, sondern auC"1' 
wenn seit dem Beginn der ersten Erkrafl 
kung eine Frist von zwölf Monaten abg 
laufen ist. Dadurch wird der besondere 
Situation der chronisch Kranken Rech- 
nung getragen. 

I Während einer Maßnahme der med 

zinischen Vorsorge oder Rehabilitation 
haben alle Arbeitnehmer einen AnsprUc 

auf Entgeltfortzahlung, wenn die Maß' 
nähme vom Sozialversicherungsträger 
bewilligt bzw. ärztlich verordnet worde" 
ist und stationär durchgeführt wird. 

| Sowohl im Arbeitsrecht als auch in1 

Sozialversicherungsrecht entfällt die 
Möglichkeit einer ärztlich verordneten 
Schonungszeit. Dem Arbeitnehmer ist 
jedoch aufsein Verlangen im Anschluß 
an eine Maßnahme der Vorsorge oder 
Rehabilitation Urlaub zu gewähren. 

Aufgrund der Neuregelung der Fei' 
ertägslohnzahlung erhalten die Arbeit- 
nehmer, deren Arbeit an den zehn bun- 
deseinheitlichen Feiertagen ausfällt, ein 
um 20 Prozent gesenktes Arbeitsentgelt- 
Dies gilt für: Neujahrstag, Karfreitag, 
Ostermontag, 1. Mai, Christi Himmel- 
fahrt, Pfingstmontag, 3. Oktober (Tag def 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Die entwicklungspolitische Zusam- 
menarbeit darf nicht vernachläs- 

sigt werden. So die „Botschaft" aus 
Sankt Augustin. Zu ihr paßt die Viel- 
zahl an bildungspolitischen Aktivitä- 
ten der Konrad-Adenauer-Stiftung in 
Deutschland. 
Eines der mit großem Aufwand vorbe- 
reiteten Projekte konkret: 

Veranstaltung Nr. 293 
Armutsbekämpfung durch Hilfe zur 
Selbsthilfe — Anspruch und Wirklich- 
keit in der Entwicklungszusammenar- 
beit 
17. bis 19. November (in Schloß Eich- 
holz). 
Die Diskussionen mit Fachleuten aus 
Entwicklungsländern, deutschen Poli- 

tischen Einheit), Büß- und Bettag, 1. 
Und 2. Weihnachtstag. 
pe Arbeitnehmer können jedoch die 
^erdiensteinbuße vermeiden, wenn sie zu 
^eginn des Kalenderjahres auf zwei 
^zahlte Urlaubstage verzichten. Diese 
^irkung bleibt auch bei einem Arbeitge- 
benvechsel im laufenden Kalenderjahr 
^halten. Allerdings besteht die Möglich- 
st zum Urlaubsverzicht nicht, soweit 
dadurch der gesetzliche Mindesturlaub 
Unterschritten würde. 
lrn Fall des Urlaubsverzichts muß der 
Arbeitgeber an den fraglichen Feiertagen 
Jas volle Arbeitsentgelt weiterzahlen, 
^berührt bleibt die Entgeltzahlungs- 
Pjlicht auch gegenüber Arbeitnehmern, 
^ an diesen Feiertagen arbeiten. 
Hinweis: Für Beamte, Richter und Solda- 
*en sowie für Minister, Parlamentarische 
Staatssekretäre und Abgeordnete werden 

tikern, Wissenschaftlern sowie Vertre- 
tern von staatlichen und nichtstaatli- 
cher Entwicklungsarbeit werden sich 
im wesentlichen konzentrieren auf: 
— Erfahrungen in der Projektarbeit 
— Kurswechsel in der deutschen Ent- 
wicklungszusammenarbeit 
— Neue Wege in der Praxis der Ent- 
wicklungszusammenarbeit. 
Anmeldungen/weitere Informationen 
über die Fachtagung, die von Prof. Dr. 
Winfried Pinger (MdB) und Armin D. 
Pawlik (KAS) geleitet werden wird: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
D-50387 Wesseling 

adäquate Regelungen getroffen. Sie wer- 
den im Pflegegesetz enthalten sein wie 
auch die für diesen Personenkreis bisher 
geplanten Regelungen zur Selbstbeteili- 
gung im Krankheitsfall. • 

Länderlisten für Europawahl 
Der Bundesvorstand der CDU hat auf 
der Klausurtagung in Königswinter fol- 
gendes beschlossen: Gemäß § 8 Abs. 2 
des Gesetzes über die Wahl der Abgeord- 
neten des Europäischen Parlaments aus 
der Bundesrepublik Deutschland (Euro- 
pawahlgesetz) wird die Christlich Demo- 
kratische Union Deutschlands (CDU) — 
wie bereits bei den Europawahlen 1979, 
1984 und 1989 — auch bei der bevorste- 
henden Europawahl am 12. Juni 1994 als 
Wahlvorschläge der Partei „Listen für 
einzelne Länder" einreichen. • 
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Die Bürger und ihr Staat - welche 
Rechte - welche Pflichten 
„Mit der Bergpredigt läßt sich keine 
Politik machen", stellte der sächsische 
Justizminister Steffen Heitmann beim 
Diskussionsforum des EAK zum 
Thema „Die Bürger und ihr Staat — 
welche Rechte, welche Pflichten" fest. 

Heitmann forderte die Bürger auf, wieder 
mehr Eigenverantwortung zu entwickeln. 
Der Staat hingegen müsse wieder seine 
eigentlichen Aufgaben erkennen. 

Der Vorsitzende der Grundsatzpro- 
grammkommission, Reinhard Göhner, 
pflichtete ihm bei und stellte fest: Der 
Staat nimmt sich zu wichtig, und viele 
Bürger nehmen den Staat zu wenig wich- 
tig- 

Sorgen um den Bestand der Demokratie 
äußerte Peter Beier, Präses der Ev. Kir- 
che im Rheinland. Angesichts von 40 Pro- 
zent NichtWählern formulierte er war- 

nend: „Die Rattenfänger sind schon 
unterwegs." 

Editha Limbach, MdB, warnte unter H"1" 
weis auf Wahlbeteiligungen in anderen 
Ländern vor Übertreibung. Alle Politik 
begrüßten Überlegungen des rheinische11 

Präses, die evangelischen Christen zum 
Wahlgang und zur Stimmabgabe für 
demokratische Parteien in einem Pasto- 
ralbrief zu ermuntern. 

Auf Unmut der ca. 400 Teilnehmer stie- 
ßen Gedanken von Konrad Weiss, Bünd- 
nis 90/Grüne, der sich auch etwas „anaf" 
chischere Strukturen" vorstellen konnte- 
Mit Recht erinnerte die Bundesvorsit- 
zende des EAK, Angela Merkel, abschH«' 
ßend daran, daß mit der Wiedererlan- 
gung der deutschen Einheit sich in die- 
sem Staat viel verändert hat. Konseque^ 
für sie daraus: „Wir müssen auch mal 
wieder über unseren Staat streiten." 

„Beispiellose Aufbaubilanz" 
Nach den Worten des Handwerkspräsidenten Heribert Späth kann das Hand- 
werk drei Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung eine „beispiellose Auf- 
baubilanz" für die neuen Länder vorlegen. Anläßlich einer Sitzung des Präsi- 
diums des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks in Erfurt sagte Späth, in 
den 137.000 Handwerksbetrieben der neuen Länder ohne Berlin arbeiteten 
870.000 Beschäftigte. Zur Zeit der Wende seien es nur 60.000 Betriebe gewesen. 
Glaube man den Jahrbüchern der DDR, seien dort im Handwerk 20.000 Lehr- 
linge ausgebildet worden. Derzeit bilde das Handwerk mehr als 100.000 junge 
Leute aus. 

Späth warnte vor den „Katastrophenbeschwörern". Er warf Brandenburgs 
Arbeitsministerin Regine Hildebrandt (SPD) wegen ihrer Warnung vor der 
„Lehrstellenkatastrophe", die nie eingetreten sei, Verantwortungslosigkeit vor. 
Das Handwerk hat sich nach Späths Worten zum Wachstumsmotor in den jun- 
gen Ländern entwickelt. 
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Umweltschutz bleibt eine 
zentrale Zukunftsaufgabe 
Pnter dem Leitwort „Die Schöpfung 
fahren" hat die CDU/CSU-Bun- 
^^tagsfraktion in den vergangenen 
j!ahren auf allen wichtigen Handlungs- 
arm den Umweltschutz in Deutsch- 

3*ü entwickelt und vorangetrieben. 
"le ökologische Sanierung in den jun- 
J?n Bundesländern als Hauptaufgabe 
jueser Legislaturperiode zeigt bereits 
jPürbare und wahrnehmbare Erfolge, 
putschland ist unter den Industrie- 
[Jjdern Vorbild für andere geworden 
jPECD-Prüfbericht 1993). Auf diesen 
folgen aufbauend gilt es, die 
^mweltschutzpolitik gerade in wirt- 
schaftlich schwierigen Zeiten weiterzu- 
«ntwickeln. Dies geschieht nicht nur 
JUs Verantwortung für die nachfol- 
gende Generation, sondern auch zur 
^'cherung und zum Ausbau eines lei- 
pngsfähigen und zukunftsorientier- 
e° Wirtschaftsstandortes. 

Jj*1« CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
j^shalb in dieser Legislaturperiode die 
^mweltpolitik auf folgenden Handlungs- 
e'dern weiter vorantreiben: 

*8 Weiterentwicklung der 
£Dfallpolitik zu einer modernen 
*reislaufwirtschaft 

le Produktverantwortung von Herstel- 
j;rn und Vertreibern muß tragender 
^edanke der Abfallpolitik werden. In der 

erPakkungsverordnung und durch 
eren Überarbeitung wird die Produkt- 

Verantwortung beispielhaft und erfolg- 
ten umgesetzt. Deshalb müssen 

das Kreislaufwirtschaftsgesetz und 
das Gesetz zur Umsetzung der Baseler 

invention 

verabschiedet werden. Mit dem Kreis- 
laufwirtschaftsgesetz wird u. a. klarge- 
stellt, daß auch die thermische Verwer- 
tung die ökologisch und ökonomisch bes- 
sere Lösung sein kann. 
Mit der schon verabschiedeten „Techni- 
schen Anleitung Abfall" und den weiter- 
zuführenden Arbeiten an den Verordnun- 
gen über die Rücknahme und Verwertung 
von u. a. Elektronikschrott, Altautos und 
Altpapier wird ein Gesamtkonzept der 
Vermeidung, Verringerung, Verwertung 
und Entsorgung von Abfällen (Kreislauf- 
wirtschaft) entstehen. 

_ Schutz von Klima und 
Erdatmosphäre sowie weitere 
Verbesserung der Luftqualität 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hält 
am Ziel der CCh-Reduzierung von 25 bis 
30 Prozent bis zum Jahre 2005 fest. Der 
von der Bundesregierung am 20. Juli 1993 
verabschiedete erste Klimaschutzbericht 
zeigt erste Erfolge auf diesem Weg. 
Unsere Bemühungen um einen Energie- 
konsens haben auch das Ziel, einen Bei- 
trag zum Schutz von Klima und Erdat- 
mosphäre zu leisten. Eine praktikable 
Wärmenutzungsverordnung und die 
Kleinfeuerungsanlagenverordnung wer- 
den die nächsten Schritte sein. 
Die Einführung des Katalysators, die 
Maßnahmen zur Einführung der Gaspen- 
delung (Saugrüssel) und zur Reduzierung 
der Vorläufersubstanzen des Sommer- 
smogs (Verordnung nach § 40 Abs. 2 Bun- 
des-Immissionsschutzgesetz) sind wich- 
tige Etappen auf dem Weg zum Schutz 
des Ozonschildes. Die Produktion von 
FCKW wird 1993 in Deutschland einge- 
stellt. Zur Realisierung des CCh-Minde- 
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rungszieles ist eine bis zu 25prozentige 
Reduzierung des Treibstoffverbrauches 
für Pkw mit dem Ziel eines Durch- 
schnittsverbrauchs von 5 Litern im Jahre 
2005 erforderlich und von der Automo- 
bilindustrie aufgenommen worden. 
Der Aufbau einer effizienten und 
umweltverträglichen Energieversorgung 
in den neuen Ländern ist in vollem 
Gange und muß rasch vollendet werden. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion tritt 
dafür ein, die Möglichkeiten erneuerba- 
rer Energien sowie bioabbaubarer Öle 
zukünftig verstärkt zu nutzen. 

Vorlage und Verabschiedung 
eines Bodenschutzgesetzes 
Aufgrund unterschiedlicher Altlastenre- 
gelungen auf Länderebene besteht derzeit 
erhebliche Rechtsunsicherheit in diesem 
Bereich. Zur Harmonisierung der rechtli- 
chen Bestimmungen und Einführung ver- 
tretbarer Sanierungsstandards ist die Vor- 
lage und Verabschiedung eines bundes- - 
einheitlichen Bodenschutzgesetzes anzu- 
streben. Mit einem Bodenschutzgesetz, 
das die Bundesländer einbezieht und ins- 
besondere auch den Belangen der Land- 
wirtschaft Rechnung trägt, werden klare 
und berechenbare Vorgaben für einen 
vorsorgenden Bodenschutz, die Abwehr 
von Gefahren und eine nutzungsorien- 
tierte Sanierung von Altlasten gegeben. 

Verbesserung des 
Gesetzesvollzugs insbesondere 
durch Vereinfachung von 
Planungs- und 
Genehmigungsverfahren 
Mit dem verabschiedeten Investitionser- 
leichterungsgesetz werden die Genehmi- 
gungsverfahren zum Bau und Betrieb von 
Anlagen künftig schneller und effektiver 
durchgeführt. Damit werden ein hohes 
Umweltschutzniveau gesichert und öko- 
logische Barrieren abgebaut. Weitere 

Schritte zur Überprüfung ordnungsrech' 
licher Anforderungen werden mit den 
Novellen 
— des Wasserhaushaltsgesetzes, 
— des Abwasserabgabengesetzes und 
— des Chemikaliengesetzes 
folgen. 
Beim Vollzug des Wasserrechts sind die 
Kommunen nach eigenen Angaben fina 

ziell überfordert. Deshalb ist sicherzustel' 
len, daß bei den erforderlichen Maßnah' 

Positionspapier der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, 
beschlossen am 28. September 
1993 

men ein angemessenes Verhältnis zwi- 
schen Kosten und Nutzen besteht. D'e 

Novelle des Abwasserabgabengesetzes 
wird daher den Zeitdruck mildern; 
zudem wird die nach der EG-Richtlinie 

mögliche Fristverlängerung gewährleiste • 
In gleicher Weise werden wir die NoveI,e 

des Wasserhaushaltsgesetzes vornehme11' 

Privatisierung in den Dienst 
des Umweltschutzes stellen 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ^ 
den Ausbau der Umweltschutzinfrastruk' 
tur vor allem in den neuen Bundeslän- 
dern mit privatem Kapital und Manage- 
ment fördern, indem z. B. rechtliche und 
umsatzsteuerliche Hemmnisse abgebaut- 
Informations- und Beratungsmaßnahmen 

für die Kommunen fortgesetzt werden 
und auf eine größere Akzeptanz bei Läfl' 
dem und Kommunen hingearbeitet wird- 

Internationale 
Zusammenarbeit stärken 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
unterstützt nachhaltig die internationale 

(Fortsetzung auf der nächsten SeW' 
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Carola Hartfelder 
?eue CDU-Vorsitzende 
Ui Brandenburg 
|*ie brandenburgische CDU hat 
J-^ola Hartfelder zu ihrer Vorsitzen- 
den gewählt. Sie löst Ulf Fink ab, der 
J,cht mehr kandidierte. Frau Hartfel- 
er; eine 42 Jahre alte Gymnasialleh- 

,er>n für Sport und Geschichte in Luk- 
2J und seit 1990 CDU-Mitglied, 
etzte sich auf dem Parteitag in Jese- 

J§ >m ersten Wahlgang gegen den 
athenower Landrat Dombrowski und 

,,e Landtagsabgeordnete Blechinger 
J.Ureh. Sie erhielt mit 119 Stimmen 
.Je Stimme mehr als die absolute 
Mehrheit. 

s Stellvertreter gewählt wurden im 
sten Wahlgang der bisherige stellvertre- 
nc*e Landesvorsitzende Wagner und der 

Bundestagsabgeordnete Eppelmann. Im 
zweiten Wahlgang setzte sich der innen- 
politische Sprecher der CDU-Landtags- 
fraktion, Häßler, mit einer Stimme Mehr- 
heit gegen Dombrowski durch, der später 
zu einem der 16 Beisitzer gewählt wurde. 

Generalsekretär Peter Hintze übermittelte 
der neuen Landesvorsitzenden der CDU 
Brandenburg, Carola Hartfelder, folgen- 
des Glückwunschtelegramm: „Zu Ihrer 
heutigen Wahl zur Landesvorsitzenden 
der CDU Brandenburg gratuliere ich 
Ihnen im eigenen Namen sowie im 
Namen der CDU Deutschlands ganz 
herzlich. Das überzeugende Wahlergeb- 
nis ist eine gute Grundlage für Ihre Tätig- 
keit. Ich freue mich besonders über das 
Signal, das davon ausgeht, daß eine wei- 
tere Frau die Führung in einem Landes- 
verband der CDU übernimmt. Für Ihr 
Amt wünsche ich Ihnen eine glückliche 
Hand und viel Erfolg." • 

(F 0rtsetzung von der vorherigen Seite) 
Usarnmenarbeit im Umweltschutz. Dazu 

gehö* u. a. 
die Hilfe beim Aufbau moderner 
JJiWeltschutzinfrastrukturen un(j von 

.   'Renten Umweltverwaltungen in den 
JUn8en Demokratien Mittel- und Osteuro- 
Pas, 

der Beitrag Deutschlands im Rahmen 
r Gemeinschaft der Industrienationen 
r Verbesserung der Sicherheitsstan- 

. ards mittel- und osteuropäischer Kern- 
kraftwerke, 

die Erfüllung der mit der Konferenz 
n Rio eingegangenen Verpflichtungen, 

oK     ^arrr*onisierung und Vereinfa- 
«Ung des Umweltrechtes in der Europäi- 
"en Gemeinschaft. Der notwendige 

a|ionale Handlungsspielraum muß 
aabei erhalten bleiben. 

Mit dieser zukunftsorientierten Umwelt- 
politik wird die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion sicherstellen, daß für die deut- 
sche Wirtschaft 

— verläßliche und berechenbare Rah- 
menbedingungen gesetzt, 

— Flexibilität und Spielräume für eigen- 
verantwortliches Handeln in der Sozialen 
Marktwirtschaft ermöglicht und 

— der Wirtschaftsstandort Deutschland 
auf Dauer gesichert 

werden. 

Die internationale Spitzenstellung bei 
den Umwelttechnologien wird auch in 
Zukunft belegen, daß zwischen dem Aus- 
bau des ökologischen Ordnungsrahmens 
und unserer ökonomischen Wettbewerbs- 
fähigkeit kein Widerspruch besteht. 
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Schnellverschluß 
für Gas-Luftballons 
Wer kennt nicht das Problem: 

Sie stehen am Canvassing- 
stand, der Stand ist gut besucht, 
und neben den politischen Informa- 
tionen für die Erwachsenen vertei- 
len Sie auch Luftballons an die Kin- 
der, doch das Aufblasen, Zuknoten 
und Festbinden der Halteschnur 
verbraucht so viel Zeit, daß man 
entweder mehr Personal am Info- 
Stand benötigt oder oft nicht so 
viele Luftballons verteilen kann wie 
man möchte. 
Damit ist jetzt Schluß! Der Schnell- 
verschluß ist Halteschnur und Ver- 
schluß in einem und erspart Ihnen 
das mühevolle Zuknoten und Fest- 
binden der Halteschnur; einfach 
aufblasen, arretieren, fertig!!! 
Bestell-Nr.: 9609 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 8,90 DM 

„Mit Grips ohne Schlips" 
Poster DIN A1 
Bestell-Nr.: 7722 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 16,— DM. 

„Texte zur Gewalt- 
problematik" 
Broschüre DIN A5 
Bestell-Nr.: 3614 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 19,50 DM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 

Als attraktiver Begleiter im MegaW* 
kampfjahr, als Geschenk für Part? 

freunde und Sympathisanten bietet si 
der neue CDU-Europakalender an. I"1 

essante Bilder aus zwölf deutschen 
Regionen und ihren europäischen "a 

nerstädten stehen für das zusammen- 
wachsende Europa. 

Der Kalender besteht aus 13 Blättern u 
hat ein Format von 39 x 30 cm. p: 

So können Sie diesen Kalender best 
Ab 200 Exemplare besteht die MögJ'^' 
keit, die gesamte Kopfleiste des Ka'e ^ 
ders individuell für Ihren Orts-, Kre|S'' 
desverband oder Kandidaten zu nutz 
Dazu benötigen wir eine Reinzeichn 
wobei die maximale Größe der Druc 
ehe 39 x 5,9 cm beträgt. 
Sollten Sie keine Reinzeichnung hat" ^ 
schicken Sie uns Ihren gewünschte 
drucktext als Manuskript mit Skizze 
Vor Drucklegung erhalten Sie von u|i    j, 
noch einen Korrekturabzug zur DfU 
gäbe. 

• Standard-Ausführung: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 

Bestell-Nr.: 9610 
Mindestabnahme: 10 Stück 
Preis per Mindestabnahme: 50 DM 
inkl. Versand; zzgl. MwSt. 

• Individuelle Ausführung 
(mit Eindruck auf Kopfleiste' 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 

z. Hd. Frau Zander - 
Friedrich-Ebert-Allee 73^'° 
53113 Bonn 

Mindestabnahme: 200 Exemplare   ^ 
Preis per Mindestabnahme: 1-300 
inkl. Versand, zzgl. MwSt. 

[H 
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Europa wächst zusammen 

•  -m -M^fc 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Materialien zur Grundsatz- 
programm-Diskussion 
• Materialien 1: 
Leitfaden zur Grundsatzprogramm-Diskussion 
Bestell-Nr.: 3570 
Verpackungseinheit: 10 Exemplare 
Preis je Einheit: 13 DM 
• Materialien 2: 
Zahlen, Daten, Fakten, Prognosen 
Bestell-Nr: 3574 
Verpackungseinheit: 5 Exemplare 
Preis je Einheit: 29,50 DM 

• Materialien 3: 
Die CDU und das ,C" 
Bestell-Nr. 3575 
Verpackungseinheit: 5 Exemplare 
Preis je Einheit: 18,50 DM 
• Materialien 4: 
Gesellschaftspolitik, Beiträge zum grundlegenden 
Selbstverständnis der CDU Deutschlands 
Bestell-Nr: 3807 
Verpackungseinheit: 5 Exemplare 
Preis je Einheit: 18,50 DM 
• Materialien 5: 
Wirtschaftsstandort Deutschland. Chancen nutzen 
Zukunft gestalten 
Bestell-Nr.: 3611 
Verpackungseinheit: 5 Exemplare 
Preis je Einheit: 25,25 DM 
• Materialien 6: 
Deutschlands Verantwortung in Europa und in der 
Welt 
Bestell-Nr.: 3612 
Verpackungseinheit: 5 Exemplare 
Preis je Einheit: 17,25 DM. 

Im Gespräch: 

Ein neues 

Grundsatzprogramm 

Materialien 4 

Gesellschaftspolitik CDU 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1164, 33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 
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Ernst-Jörg   Neuper,   Konrad-Adenauer-rta   0etn» , 
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